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Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 7 
der ordentlichen Hauptversammlung 

der VIB Vermögen AG 
am 6. August 2025 

Bericht des Vorstands über den Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre bei  
Begebung von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen gemäß § 221 Abs. 4 
i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2, § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz 

Der Vorstand hat gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 Aktiengesetz 
(AktG) einen schriftlichen Bericht über die Gründe für die in Tagesordnungspunkt 7 
vorgeschlagene Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts und zum vorge-
schlagenen Ausgabebetrag erstattet. Der Bericht des Vorstands ist vom Tag der Ein-
berufung der Hauptversammlung an unter 

https://vib-ag.de/investor-relations/#hauptversammlung 

abrufbar. Er wird dort auch während der Hauptversammlung abrufbar sein.  

1. Überblick 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung unter Tagesordnungs-
punkt 7 der Tagesordnung eine Ermächtigung zur Ausgabe von Options- oder Wan-
delschuldverschreibungen (nachstehend gemeinsam "Schuldverschreibungen"), die 
Schaffung eines Bedingten Kapitals 2025 und den entsprechenden Ausschluss des 
Bezugsrechts vor.  

Eine angemessene Kapitalausstattung ist eine wesentliche Grundlage für die Entwick-
lung des Unternehmens. Ein Instrument der Finanzierung sind dabei Schuldverschrei-
bungen, durch die dem Unternehmen zinsgünstiges Fremdkapital zufließt. Die Mög-
lichkeit, bei Wandelschuldverschreibungen auch eine Wandlungspflicht vorzusehen, 
erweitert die Spielräume für die Ausgestaltung derartiger Finanzierungsinstrumente. 

Durch die vorgeschlagene Ermächtigung sollen Schuldverschreibungen von bis zu 
EUR 480.000.000,00 begeben werden können. Zur Bedienung der aus den Schuldver-
schreibungen resultierenden Wandlungs- und Optionsrechte sollen Aktien mit einem 
anteiligen Betrag am Grundkapital von bis zu EUR 16.527.293,00 zur Verfügung stehen. 
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2. Wandlungs- und Optionspreis 

Der Wandlungs-/Optionspreis für eine Aktie der VIB Vermögen AG ("VIB-Aktie") darf 
80 % des durchschnittlichen Börsenkurses der VIB-Aktie in der Schlussauktion im 
Xetra-Handel (oder in einem an die Stelle des Xetra-Systems getretenen funktional 
vergleichbaren Nachfolgesystem) an den zehn Börsenhandelstagen an der Wertpa-
pierbörse Frankfurt/Main vor dem Tag der Beschlussfassung durch den Vorstand 
über die Begebung der Schuldverschreibungen bzw. über die Annahmeerklärung nach 
öffentlicher Aufforderung zur Abgabe von Zeichnungsangeboten nicht unterschrei-
ten. Sofern den Aktionären ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibung zusteht, wird 
für die Ermittlung der 80 %-Schwelle alternativ die Möglichkeit eröffnet, den Wand-
lungs-/Optionspreis für eine VIB-Aktie anhand des durchschnittlichen Schlussaukti-
onskurses der VIB-Aktie im Xetra-Handel (oder in einem an die Stelle des Xetra-Sys-
tems getretenen funktional vergleichbaren Nachfolgesystem) während der Börsen-
handelstage, an denen die Bezugsrechte an der Wertpapierbörse Frankfurt/Main ge-
handelt werden, mit Ausnahme der Tage der Bezugsfrist, die erforderlich sind, um den 
Wandlungs-/Optionspreis gemäß § 186 Abs. 2 AktG fristgerecht bekannt zu machen, 
festzulegen. 

3. Bezugsrecht der Aktionäre und Ausschluss 

Den Aktionären steht grundsätzlich das gesetzliche Bezugsrecht auf die Schuldver-
schreibungen zu (§ 221 Abs. 4 i.V.m. § 186 Abs. 1 AktG). Der Vorstand kann jedoch mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht in bestimmten, klar definierten Fällen 
ausschließen.  

Zunächst soll der Vorstand entsprechend § 221 Abs. 4 Satz 2 i.V.m. § 186 Abs. 3  
Satz 4 AktG ermächtigt sein, das Bezugsrecht mit Zustimmung des Aufsichtsrats aus-
zuschließen, wenn die Schuldverschreibungen gegen Barleistungen begeben werden 
und der Ausgabepreis den nach anerkannten, insbesondere finanzmathematischen 
Grundsätzen ermittelten theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen nicht 
wesentlich unterschreitet. Hierdurch erhält die Gesellschaft die Möglichkeit, günstige 
Börsensituationen auch kurzfristig wahrzunehmen und eine Schuldverschreibung 
schnell und flexibel zu attraktiven Konditionen am Markt platzieren zu können. Dem-
gegenüber ist die Ausgabe von Schuldverschreibungen unter Gewährung eines Be-
zugsrechts im Hinblick auf die gestiegene Volatilität der Aktienmärkte häufig weniger 
attraktiv, da zur Wahrung der Bezugsfrist der Ausgabepreis bereits zu einem sehr frü-
hen Zeitpunkt fixiert werden muss, was zu Lasten einer optimalen Ausnutzung von 
Börsensituation und Wert der Schuldverschreibung geht. Denn günstige und mög-
lichst marktnahe Konditionen können in aller Regel nur festgesetzt werden, wenn die 
Gesellschaft nicht für einen zu langen Angebotszeitraum daran gebunden ist. Die er-
zielbaren Konditionen (insbesondere der Wandlungs-/Optionspreis je Aktie und die 
Höhe der vereinnahmten beziehungsweise zu verausgabenden Optionsprämie) kön-
nen auf eine sehr kurze Frist weit zuverlässiger eingeschätzt und attraktive Konditio-
nen damit auch zuverlässiger erreicht werden. Bei Einräumung eines Bezugsrechts 
wäre die erfolgreiche Platzierung wegen der Ungewissheit über die Ausnutzung der 
Bezugsrechte gefährdet beziehungsweise mit zusätzlichem Aufwand sowie deutlich 
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längeren Vorlaufzeiten verbunden, während derer sich die Marktbedingungen ändern 
können. Sonst wäre, um die Attraktivität der Konditionen und damit die Erfolgschan-
cen der jeweiligen Emission für den ganzen Angebotszeitraum sicherzustellen, ein 
Sicherheitsabschlag erforderlich. Bei Ausgabe der Schuldverschreibungen gegen 
Barleistung unter Bezugsrechtsausschluss in entsprechender Anwendung von § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG werden die Interessen der Aktionäre dadurch gewahrt, dass die 
Schuldverschreibungen zu einem Kurs ausgegeben werden, der den theoretischen 
Marktwert der Schuldverschreibung nicht wesentlich unterschreitet. Dabei ist der 
theoretische Marktwert insbesondere nach anerkannten finanzmathematischen Me-
thoden zu ermitteln. Die Verwaltung wird bei der Preisfestsetzung unter Berücksich-
tigung der jeweiligen Kapitalmarktsituation den Abschlag von diesem Marktwert so 
gering wie möglich halten. Damit wird der rechnerische Wert eines Bezugsrechts auf 
die Schuldverschreibung auf nahe null sinken, so dass den Aktionären durch den Be-
zugsrechtsausschluss kein nennenswerter wirtschaftlicher Nachteil entstehen kann. 

Ferner soll der Vorstand ermächtigt sein, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats auszuschließen, wenn die Schuldverschreibungen gegen 
Sacheinlagen beziehungsweise gegen Sachleistungen ausgegeben werden. Dies er-
möglicht es unter anderem, Schuldverschreibungen in geeigneten Fällen als Akquisiti-
onswährung einzusetzen im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder 
zum (auch mittelbaren) Erwerb von Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, 
Beteiligungen oder sonstigen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Er-
werb von Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die Gesell-
schaft. Die Verwaltung wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob sie von dieser Er-
mächtigung Gebrauch machen soll, wenn sich solche Erwerbsmöglichkeiten 
konkretisieren. Sie wird das Bezugsrecht der Aktionäre auf Schuldverschreibungen 
nur ausschließen, wenn dies im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und ih-
rer Aktionäre liegt. 

Die vorgesehene Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss bei Spitzenbeträgen, 
die sich aus dem Betrag des jeweiligen Emissionsvolumens und der Darstellung eines 
praktikablen Umtausch- beziehungsweise Bezugsverhältnisses ergeben können, dient 
der Erleichterung der Abwicklung. 

Schließlich soll der Vorstand auch ermächtigt sein, das Bezugsrecht auf diese Schuld-
verschreibungen mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschließen, um den Inha-
bern beziehungsweise Gläubigern von Wandlungs-/Optionsrechten auf Aktien der 
Gesellschaft beziehungsweise entsprechender Wandlungs-/Optionspflichten aus 
Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft auf der Grundlage anderer Ermäch-
tigungen ausgegeben wurden oder werden, zum Ausgleich von Verwässerungen Be-
zugsrechte auf Schuldverschreibungen in dem Umfang zu gewähren, wie sie ihnen 
nach Ausübung dieser Rechte beziehungsweise Erfüllung dieser Pflichten zustünden. 
Der Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten der Inhaber/Gläubiger von bereits aus-
gegebenen Schuldverschreibungen hat den Vorteil, dass der Wandlungs-/Options-
preis für die bereits ausgegebenen und mit einem eigenen Verwässerungsschutz aus-
gestatteten Schuldverschreibungen nicht ermäßigt zu werden braucht. Dadurch 
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können die Schuldverschreibungen zu Gunsten eines höheren Mittelzuflusses in meh-
reren Tranchen attraktiver platziert werden. 

Gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG gilt für den Bezugsrechtsausschluss bei Begebung 
von Schuldverschreibungen § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG sinngemäß. Die dort vorgesehene 
gesetzliche Grenze für Bezugsrechtsausschlüsse von bis zu 20 % des jeweiligen 
Grundkapitals wird vollständig ausgeschöpft. Jede Ausgabe von Schuldverschreibun-
gen darf unter Ausschluss des Bezugsrechts unter der vorliegenden Ermächtigung nur 
erfolgen, wenn der auf die Summe der neuen Aktien, die aufgrund einer solchen 
Schuldverschreibung auszugeben oder zu gewähren sind, entfallende rechnerische 
Anteil am Grundkapital 20% des Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirksamwerdens die-
ser Ermächtigung oder falls dieser Wert geringer ist im Zeitpunkt ihrer Ausnutzung 
nicht überschreitet. Sofern während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeit-
punkt ihrer Ausnutzung in direkter oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG Aktien ausgegeben oder veräußert werden, sind diese Aktien auf die vor-
genannte Begrenzung anzurechnen. Ebenfalls anzurechnen sind Aktien, die aufgrund 
einer während der Laufzeit dieser Ermächtigung auf der Grundlage der Ausnutzung 
einer anderen Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend dieser 
Vorschrift begebenen Schuldverschreibung ausgegeben oder gewährt wurden oder 
zu gewähren sind. 

4. Bedingtes Kapital 2025 

Das Bedingte Kapital 2025 wird benötigt, um die mit den Schuldverschreibungen ver-
bundenen Wandlungs-/Optionsrechte beziehungsweise Wandlungs-/Optionspflich-
ten bedienen zu können, soweit nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung einge-
setzt werden. Der Ausgabebetrag entspricht dabei dem Wandlungs-/Optionspreis. 
Konkrete Pläne für die Ausnutzung der Ermächtigung zur Begebung von Schuldver-
schreibungen bestehen derzeit nicht. Der Vorstand wird in jedem Fall sorgfältig prü-
fen, ob eine Ausnutzung der Ermächtigung im Interesse der Gesellschaft und ihrer 
Aktionäre ist. Im Falle der Ausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von Schuldver-
schreibungen unter Bezugsrechtsausschluss wird der Vorstand in der jeweils nächs-
ten Hauptversammlung darüber berichten. 


